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DiePolitikwillbesserausschaffen
Wie umgehenmitmehrfach kriminellen Asylsuchenden?Der Ständerat und der Bundesrat haben ähnliche Pläne.

Kari Kälin

Für Beat Jans ist es zur Routine
geworden:DerAsylminister er-
klärt, was unser Land in der
Asylpolitik bessermacht als an-
dere Staaten – zum Beispiel ra-
schereVerfahrenundmehrAus-
schaffungen. Die Schweiz habe
heute doppelt so vieleRückfüh-
rungenwie noch vor dem russi-
schen Angriff auf die Ukraine,
sagte der SP-Politiker amMon-
tag imStänderat. In der kleinen
Kammer war eine Reihe von
Asylvorstössen traktandiert.

Gleichzeitig versuchte Jans,
Vorstösseabzuwehren, indenen
er einenVerstoss gegendieVer-
fassung und das Völkerrecht
sieht. Was nicht immer gelang.
Der Ständerat bestätigte zum
Beispiel einen bereits in der

Frühlingssession gefällten Ent-
scheid, wonach wegen eines
Verbrechens verurteilte Perso-
nen vom Asylverfahren ausge-
schlossen werden. Jans lehnte
dies mit Verweis auf das Non-
Refoulement-Prinzip ab. Es be-
sagt, dass niemand in ein Land
zurückgeführt werden darf, in
dem ihmFolter undunmensch-
liche Behandlung drohen.

Erkenntnisse sollen in
Aktionsplaneinfliessen
Ein Dauerthema ist der Um-
gangmitmehrfach kriminellen
Asylbewerbern mit negativem
Entscheid. Oft kommen sie
nach einem Delikt wieder frei,
brechen dann aber erneut ir-
gendwo ein oder stehlen etwas
aus einemAuto.DieseKleinkri-
minalität zieht auch den Ruf

der Asylsuchenden in Mitlei-
denschaft, die sich korrekt ver-
halten.

Jetzt will die Politik Abhilfe
schaffen.Und invielenPunkten
waren sich Jansundder Stände-
rat gesterneinig.Diskussionslos
und im Einklang mit dem Bun-
desrat wurden zum Beispiel
zwei Motionen mit ähnlicher
StossrichtungvonTianaAngeli-
na Moser (GLP/ZH) und Petra
Gössi (FDP/SZ) angenommen.
Die beiden Politikerinnen wol-
lenerreichen,dassnicht schutz-
bedürftige Migranten und wie-
derholt straffällige Personen
einfacher inhaftiert und konse-
quenter ausgeschafft werden
können.

Es sind Ziele, die der Bun-
desrat teilt. Im April gab er be-
kannt, dass Bund und Kantone

eine Taskforce gegen Intensiv-
täter einsetzenundHandlungs-
bedarfbeidenZwangsmassnah-
men überprüfen. Der Plan:
Bund und Kantone melden der
Taskforce besonders auffällige
Personen. Diese stellt mittels
Case Management sicher, dass
alle Zwangsmassnahmen wie
etwa die Anordnung vonAdmi-
nistrativhaft ausgeschöpft wer-
den. Das setzt voraus, dass die
Migrations- und Strafverfol-
gungsbehördenengzusammen-
arbeiten. Die gewonnenen Er-
kenntnisse sollen in einen Ak-
tionsplaneinfliessen.Dieser soll
im nächsten Jahr an einer Asyl-
konferenz präsentiert werden,
anderVertreter vonBund,Kan-
tonen und Gemeinden teilneh-
men. Eine Arbeitsgruppe prüft
zudem, ob für einen besseren

VollzugGesetzgeändertwerden
müssen.

Nicht überall sind sich der
Bundesrat und der Ständerat
über den Weg einig, der den
Wegweisungsvollzug verbes-
sert. Die kleine Kammer
stimmtemit 30 zu 10 Stimmen
einer Motion der FDP zu, die
verlangt, dass der Bund den
Kantonen die Ausschaffungen
erleichtert – indem zum Bei-
spiel Hindernisse wie ungüns-
tigeAbflugzeiten abgebautwer-
den. Jans zweifelte an der Um-
setzbarkeit der Massnahme.
«Bei Linienflügen müssen wir
uns nach den kommerziellen
Flugplänen richten, undbei den
Sonderflügen müssen wir die
Vorgaben der Zielstaaten be-
rücksichtigen.» Doch Gössi
mahnte erfolgreich, es müsse

jetzt mehr gehen bezüglich
Ausschaffungen.DieUnzufrie-
denheit in der Bevölkerung
wachse.

Am sinken ist derweil die
Zahl der Asylgesuche. Bis Ende
April baten 7403 Personen um
Schutz. ImVergleich zurVorjah-
resperiodeentsprichtdas einem
Rückgang von etwa 25 Prozent.
Die meisten Schutzsuchenden
stammen aus Afghanistan.

Das Staatssekretariat für
Migration rechnet 2025 mir
rund 24’000 neuen Asylgesu-
chen, rund 4000 weniger als
im Vorjahr. Weiter geht das
SEM von 17’000 Schutzsu-
chenden aus der Ukraine aus.
Derzeit sind 10’250 Gesuche
hängig. Noch Anfang Jahr be-
trug die Zahl der offenen Pen-
denzen auf 12’000.

Fast zwei Drittel der Lernenden geben an, mit psychischen Belastungen zu kämpfen. Bild: Goran Basic/Keystone

Frankreichfindet,dieSchweiz
kommtzugutweg
EmmanuelMacrons Regierung setzt durch, dass die
EU-Übergangslösungen ein Ablaufdatum erhalten.

RemoHess, Brüssel

Vergangenen Freitag konnte
Aussenminister IgnazioCassis in
Bern endlich die ausverhandel-
ten Vertragstexte zur Moderni-
sierung der bilateralen Abkom-
menmitderEuropäischenUnion
vorstellen. Jetztgehtes in
dieVernehmlassungund
nach der parlamentari-
schenDebatte zurVolks-
abstimmung.Diesedürf-
te frühestens im Jahr
2027 stattfinden. Wahr-
scheinlicher ist aber, dass es erst
2028unddamitnachdeneidge-
nössischenWahlensoweit ist. Je
nachdem, wie viel Zeit sich das
Parlament nimmt, könnte es
auch späterwerden.

Was inderZwischenzeit pas-
siert, ist zwischen Bern und
Brüssel in einer sogenannten
«GemeinsamenErklärung»ge-
regelt. Ihr Text wurde ebenfalls
am Freitag veröffentlicht. Die
EU und die Schweiz bekennen
sich darin zu einem konstrukti-
venMiteinander.VorbeidasPie-
sacken und die Nadelstiche. In
verschiedenen Bereichen ver-
pflichtetman sich zu einem rei-
bungslosen «Modus Vivendi».

Das soll etwa beim EU-For-
schungsprogramm «Horizon
Europe» gelten. Aber auch die
wichtige Zusammenarbeit im
grenzüberschreitenden Strom-
handel soll auf technischerEbe-
ne sichergestellt sein, selbst
wenn das Stromabkommen
noch nicht in Kraft ist.

Es ist geplant, dass Aussen-
minister Ignazio Cassis nun am
kommenden Dienstag in Brüs-
sel im Beisein seines EU-An-
sprechpartners,EU-Kommissar
Maros Sefcovic, die gemeinsa-
me «Freundschaftserklärung»
unterschreibt. Nur: Kurz vor
Schluss ist einem EU-Mitglied-
staat eingefallen, dass es doch
nocheinProblemgibt.Nämlich
Frankreich. Nach Intervention
des zweitgrösstenEU-Landes in
Brüssel wurde die interne EU-

Prozedur zurValidierungderge-
meinsamen Erklärung zwi-
schenzeitlich ausgesetzt, wie
CHMedia erfahren hat. Frank-
reichfindet,dassdieSchweizbei
den Übergangslösungen zu gut
wegkommt. Vor allem verlangt
die Regierung von Präsident

Emmanuel Macron
(Bild), dass eine Dead-
line eingeführt wird.

Offensichtlich traut
man in Paris dem
Schweizer Parlament
nur begrenzt zu, dass es

dieneuenEU-Verträgebis 2028
wirklich zurAbstimmungbringt
–undstattdessenbis zumSankt-
Nimmerleins-Tag vom neuen
«ModusVivendi»profitiert.Frei
à la:WarumbrauchtesneueVer-
träge, wenn wir ja jetzt wieder
gutmiteinander klarkommen?

In Brüssel ist bekannt, dass
Frankreich stets sehr konse-
quent gegenüber der Schweiz
auftritt. EswarauchFrankreich,
das die EU-Kommission stets
anmahnte,Druckmittelwieden
Zugang zum Forschungspro-
gramm «Horizon Europe» so
lange wie möglich in der Hand
zu behalten. Jetzt ist es Frank-
reich, das eine Versicherung
möchte, dass die Schweiz auch
so liefert, wie es der Bundesrat
versprochen hat.

Da die gemeinsame Erklä-
rung längst mit Schweiz verhan-
deltwar, schlugdieEU-Kommis-
siondenMitgliedstaatenvergan-
geneWochevor,dasfranzösische
Problemanderweitiganzugehen.
In einem einseitigen Statement
derEU,welchesdiegemeinsame
Erklärung begleitet undCHMe-
dia vorliegt, steht: «ImFall, dass
die Ratifizierung des umfassen-
den bilateralen Pakets bis 2028
nicht abgeschlossen ist, wird die
Union die Beibehaltung der Ge-
meinsamen Erklärung überprü-
fen.» Das Statement wird am
MittwochvondenEU-Staatenso
abgesegnet. Und der neugefun-
dene «Modus Vivendi» erhält
eineAblauffrist.

8WochenFerienfürLehrlinge
Forderung derGewerkschaften. ZweiDrittel der Jugendlichen haben psychische Probleme.

Léonie Hagen

Die Schweizer Lernenden sind
gestresst und erschöpft. Sie
leisten viel. Doch die Erholung
kommeoft zu kurz.Die Berufs-
lehre stecke in einerKrise,müs-
se dringend aufgewertet wer-
den.

ZudiesemSchluss kommen
die SchweizerGewerkschaften.
Sie fordern deshalb 8 Wochen
Ferien inderLehre. Bisher sieht
das Gesetz fünf Wochen vor.
Die gleichaltrigen «Gymeler»
haben derweil 13Wochen.

Diese Ungleichbehandlung
sei nicht fair, sagt Magdalena
Erni,Co-Präsidentinder Jungen
Grünen, die den Aufruf unter-
stützen. Mehr Ferien stärkten
die psychische Gesundheit,
Freundschaft undNeugierde.

Die Forderung ist nicht neu.
Doch der Wunsch kommt an:
Seit Freitag haben an die
100’000Personendenneusten
Appell an denBundesrat unter-

schrieben. Anlass für den Brief
ist eine Studie, inwelchermeh-
rere zehntausendLernendebe-
fragt wurden. Sie zeigt, dass
zwar viele Jugendliche erst
einmal zufrieden damit sind,
sich für eineLehre entschieden
zu haben.

FerienalsMittel gegen
psychischeBelastung?
Gleichzeitig gebenüber60Pro-
zent der Befragten an,während
derLehreunter psychischerBe-
lastung gelitten zuhaben.Mehr
als die Hälfte davon sagt, die
Lehre habe diese Probleme zu-
mindest verstärkt, wenn nicht
gar ausgelöst.

So einfach könne man das
aber nicht sehen, sagt Melanie
Racine, Vizepräsidentin der
Jungfreisinnigen.DieFerienwo-
chensollten fürdieWahldesBil-
dungswegs nicht ausschlagge-
bend sein.DieLehrebringevie-
le Vorteile für die persönliche
Entwicklung und sei ein toller

Start indasBerufsleben.Zudem
seiendieFerien inderLehrebe-
zahlt: «Am Gymnasium nutzt
man die Ferien dagegen, um zu
arbeiten.»

Abgesehen davon stünden
die Arbeitgeber ohnehin unter
Druck: «Sie müssen auf dem
Stellenmarkt auchattraktivblei-
ben.» So gebe es in vielen Be-
trieben schon heute 6 Wochen
Ferien für Lernende.

DieLehremuss sich lohnen
–auch fürdieArbeitgeber
Wieviel drei zusätzlicheFerien-
wochen die Unternehmen kos-
tenwürden, lasse sich nicht ab-
schätzen, schreibtNicoleMeier
vomSchweizerischenArbeitge-
berverband. Sie warnt vor vor-
eiligen Schlüssen: So könnten
mentale Probleme verschiede-
ne Ursachen haben. Die Lehre
könne gar eine Chance für vor-
belastete Jugendliche sein, per-
sönliche Schwierigkeiten zu
überwinden.

Bisher sei das Kosten-Nutzen-
Verhältnis einer Lehrstelle für
denBetrieb«leichtpositiv».Das
seiwichtig, damitdieUnterneh-
men auch bereit seien, junge
Leute auszubilden, so Meier.
Ansonsten könnten gewisse
Betriebe die Ausbildung ihrer
Lernenden einstellen: «Für die
Schweizer Berufsbildung wäre
das fatal.»

Mit mehr Ferien allein wer-
de man die Belastung junger
Menschennochnicht lösen, sagt
auch Magdalena Erni. Dafür
brauche es auch eine bessere
Begleitung durch die Ausbil-
dung und höhere Löhne.

Dabei müsse man auch zu-
sehen, wie KMU besser unter-
stützt werden könnten, umdie-
sen Ansprüchen gerecht zu
werden. Die Ferienfrage sei al-
lerdings ein wichtiger erster
Schritt, umLehrberufe attrakti-
ver zu machen, sagt Erni: «Wir
sind schliesslich alle auf diese
Fachkräfte angewiesen.»


